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795. Verordnung des Bundesministers für
Finanzen über die Ausstellung von Ursprungs-
nachweisen im vereinfachten Verfahren

(20. IDG-Verordnung — 20. IDG-V)

Auf Grund des § 5 Abs. 2 Z 2 des Integrations-
Durchführungsgesetzes 1988 — IDG, BGBl.
Nr. 623/1987, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 319/1992, wird im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für wirtschaftliche Angele-
genheiten verordnet:

§ 1. Auf Antrag ist nach Maßgabe der folgenden
Bestimmungen ein vereinfachtes Verfahren zur
Ausstellung von Ursprungsnachweisen nach den in
Verordnungen des Bundesministers für Finanzen
gemäß § 1 Abs. 3 IDG genannten Integrationsab-
kommen zu bewilligen.

§ 2. (1) Eine Bewilligung nach § 1 ist nur
Personen zu erteilen, die kaufmännische Bücher
ordnungsgemäß führen und Gewähr dafür bieten,
daß sie die in § 1 Abs. 2 Z 7 IDG umschriebenen
Ursprungsregeln einhalten.

(2) Für die Erteilung der Bewilligung nach § 1 ist
das dem Wohnsitz (Sitz) des Ausführers nächstgele-
gene Zollamt erster Klasse zuständig.

§ 3. (1) Der durch eine Bewilligung nach § 1
Begünstigte, im folgenden „ermächtigter Ausfüh-
rer" genannt, steht im Sinne des § 2 Abs. 2 IDG
unter besonderer Zollaufsicht nach § 26 des
Zollgesetzes 1988.

(2) Der ermächtigte Ausführer ist verpflichtet, die
in § 1 Abs. 2 Z 10 IDG umschriebenen Ursprungs-
nachweise unter Beachtung der Ursprungsregeln
sorgfältig, vollständig und wahrheitsgemäß auszu-
stellen.

(3) Der ermächtigte Ausführer ist berechtigt, den
Ursprungsnachweis ohne Mitwirkung der Zollbe-
hörde in der nach den Ursprungsregeln der
Integrationsabkommen jeweils festgelegten Form
auszustellen.

(4) Ein ermächtigter Ausführer ist gemäß den
Ursprungsregeln der Integrationsabkommen vom
Erfordernis der Unterschrift befreit, wenn er die
Nummer seiner Bewilligung als ermächtigter
Ausführer auf dem Ursprungsnachweis angibt. Dies
gilt nur, wenn er sich zuvor der Zollbehörde
gegenüber verpflichtet hat, die so erstellten oder
übermittelten Ursprungsnachweise als bindend
anzuerkennen.

(5) Der ermächtigte Ausführer ist verpflichtet,
alle nach Lage des Einzelfalles erforderlichen
Unterlagen über die Ausstellung von Ursprungs-
nachweisen sowie für die Überprüfung der Ur-
sprungseigenschaft der mit diesen Ursprungsnach-
weisen ausgeführten Waren und für die Einhaltung
des Verbotes der Zollrückvergütung sieben Jahre ab
Ausstellung des Ursprungsnachweises aufzubewah-
ren.

§ 4. Eine Bewilligung nach § 1 ist zu widerrufen,
wenn sich die tatsächlichen Verhältnisse, die für ihre
Erteilung maßgebend waren, geändert haben oder
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wenn die" Bewilligung mißbräuchlich ausgenützt
worden ist oder wenn den auferlegten Verpflichtun-
gen nicht entsprochen worden ist.

§ 5. Nach § 1 der 2. IDG-Verordnung, BGBl.
Nr. 64/1988, bereits erteilte Bewilligungen gelten
als Bewilligungen nach dieser 20. IDG-Verord-
nung.

§ 6. Die Verordnung des Bundesministers für
Finanzen über die Ausstellung von Warenverkehrs-
bescheinigungen im vereinfachten Verfahren
(2. IDG-Verordnung), BGBl. Nr. 64/1988, tritt
außer Kraft.

Lacina

796. Verordnung des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten, mit der die
Verordnung über die Ermächtigung der Zollämter zur Erteilung von Aus- und Einfuhrbewilligun-

gen in vereinfachter Form geändert wird

Auf Grund des § 7 Abs. 2 und 3 des Außenhandelsgesetzes 1984, BGBl. Nr. 184, zuletzt geändert mit
BGBl. Nr. 469/1992, wird im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen, soweit es sich um
Waren der Anlage B 2 des Außenhandelsgesetzes 1984 handelt, auch im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten über die Ermächtigung der
Zollämter zur Erteilung von Aus- und Einfuhrbewilligungen in vereinfachter Form, BGBl. Nr. 630/1987,
zuletzt geändert mit BGBl. Nr. 540/1992, wird wie folgt geändert:

Artikel I

1. § 7 lautet:

„§ 7. Bei der Einfuhr von mit „V" gekennzeichneten Waren aus in der Anlage 1 nicht genannten
Ländern dürfen Bewilligungen durch die Zollämter überdies nur erteilt werden, wenn bei der zollamtlichen
Abfertigung eine vom Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten, bei Waren der Anlage B 2
des Außenhandelsgesetzes 1984 vom Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, mit einem
Sichtvermerk versehene Kopie einer Rechnung oder Pro forma-Rechnung vorgelegt wird, die mit den
Abfertigungspapieren übereinstimmt und die insbesondere folgende Daten enthalten muß: Ausländischer
Versender, Anmelder, Ursprungsland, Herkunftsland, Tarifnummer und Warenbezeichnung samt
ergänzenden Angaben, die der Beschreibung der wesentlichen Merkmale der Ware dienen, Menge, cif-Preis
frei österreichische Grenze, unverzollt."

2. Die Anlage 1 (Länderliste Einfuhr) wird wie folgt geändert:

Armenien, Aserbaidschan, Bosnien-Herzegowina, Estland, Georgien, Kasachstan, Kirgisien, Kroatien,
Lettland, Litauen, Moldawien, Rußland, Slowenien, Tadschikistan, Turkmenien, Ukraine, Usbekistan und
Weißrußland entfallen. Nach „Chile" wird „Costa Rica" eingefügt, nach „Deutschland" entfällt
„(Bundesrepublik)", „Ekuador" wird durch „Ecuador" ersetzt, nach „Jemen" wird „Kambodscha
(Kampuchea)" eingefügt, nach „Kamerun" entfällt „Kampuchea (Kambodscha)", nach „Kongo" entfällt
„(Volksrepublik)", nach „Korea (Republik)" entfällt „Kostarika", die „Salomon-Inseln" werden durch
„Salomonen" ersetzt, „St. Christopher und Nevis" werden durch „St. Kitts und Nevis (St. Christopher und
Nevis)" ersetzt.

3. Die Anlage 2 (Warenliste Ausfuhr) wird wie folgt geändert:
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4. Die Anlage 3 (Warenliste Einfuhr) wird wie folgt geändert:
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5. Die Anlage 4 (Ausnahmen von der Zollämterermächtigung in der Einfuhr) wird wie folgt geändert:

Die Unternummern 0406 10 A 1 b, c, 0406 10 A 2 b, c, 0406 20 A, 0406 30 A, 0406 40 A und 0406 90 A,
2523 29, 2523 90, 3823 50 und 3823 ex 90 entfallen.

In den Unternummern 6205 20 und 6205 30 entfällt „Indonesien".

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1993 in Kraft.

Schüssel

797. Verordnung des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten, mit der die
Verordnung über die Mengenbezeichnungen bei der handelsstatistischen Anmeldung geändert

wird

Auf Grund des § 14 Abs. 3 des Handelsstatistischen Gesetzes 1988, BGBl. Nr. 661/1987, wird im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen verordnet:

Artikel I

Die Verordnung des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten über die Mengenbezeich-
nungen bei der handelsstatistischen Anmeldung, BGBl. Nr. 670/1987, zuletzt geändert mit Verordnung
BGBl. Nr. 656/1991, wird wie folgt geändert:

Die Anlage wird wie folgt geändert:

Die Tarifnummer 2201 lautet:
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Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1993 in Kraft.

Schüssel

798. Verordnung des Bundesministers für
Arbeit und Soziales über die Festsetzung eines
Kontingentes für die Beschäftigung von
Ausländern im Bereich der Österreichischen

Bundesbahnen

Auf Grund des § 12 Abs. 2 des Ausländerbeschäf-
tigungsgesetzes, BGBl. Nr. 218/1975, zuletzt geän-
dert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 475/1992,
wird verordnet:

§ 1. Für das Kalenderjahr 1993 wird für die
Beschäftigung als Hilfs- und angelernte Arbeiter
sowie Triebfahrzeugführer im Gesamtbereich der
Österreichischen Bundesbahnen ein Kontingent in
Höhe von insgesamt 1 091 Ausländern festgesetzt.

§ 2. Das Kontingent gemäß § 1 wird unter
Festsetzung einer Bundesreserve auf die einzelnen
Verwendungsbereiche und die angeführten Bundes-
länder wie folgt aufgeteilt:

§ 3. Die Laufzeit des Kontingentes erstreckt sich
vom 1. Jänner bis 31. Dezember 1993.

Hesoun

799. Verordnung des Bundesministers für
Arbeit und Soziales betreffend die Festsetzung
des Zuschlages zum Lohn für den Sachbereich
der Urlaubsregelung sowie der Anwartschaft
auf die Zuschlagswerte und des Zuschlags zum
Lohn für den Sachbereich der Abfertigungsre-
gelung nach dem Bauarbeiter-Urlaubs- und

Abfertigungsgesetz

Auf Grund des § 4 Abs. 2 und des § 21 des
Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetzes,
BGBl. Nr. 414/1972, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 682/1991, wird verordnet:

§ 1. Der Zuschlag zum Lohn, der gemäß § 21 a in
Verbindung mit § 21 Abs. 1 und 2 des Bauarbeiter-
Urlaubs- und Abfertigungsgesetzes zur Bestreitung
des Aufwandes der Bauarbeiter-Urlaubs- und
Abfertigungskasse für den Sachbereich der Urlaubs-
regelung einschließlich der anteiligen Verwaltungs-
kosten zu entrichten ist, beträgt für eine Anwart-
schaftswoche das 11,8fache des um 25 vH erhöhten
kollektivvertraglichen Stundenlohnes gemäß § 21 a
Abs. 3 und 4 des Bauarbeiter-Urlaubs- und
Abfertigungsgesetzes.

§ 2. Der Arbeitnehmer erwirbt als Anwartschaft
bei einem Urlaubsausmaß von 30 Werktagen
737/1000 und bei einem Urlaubsausmaß von
36 Werktagen 885/1000 der in der Anwartschafts-
periode geleisteten Zuschläge (§ 1).

§ 3. Der Zuschlag zum Lohn, der gemäß § 21 a in
Verbindung mit § 21 Abs. 1 und 3 Bauarbeiter-Ur-
laubs- und Abfertigungsgesetz zur Bestreitung des
Aufwandes der Bauarbeiter-Urlaubs- und Abferti-
gungskasse für den Sachbereich der Abfertigungsre-
gelung einschließlich der anteiligen Verwaltungsko-
sten zu entrichten ist, beträgt für eine Kalenderwo-
che (Beschäftigungswoche) das 0,75fache des um
20 vH erhöhten kollektivvertraglichen Stundenloh-
nes gemäß § 21 a Abs. 3 und 4 des Bauarbeiter-Ur-
laubs- und Abfertigungsgesetzes.
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§ 4. (1) Diese Verordnung tritt mit 4. Jänner 1993
in Kraft.

(2) Mit Ablauf des 3. Jänner 1993 treten die
Verordnung des Bundesministers für Arbeit und
Soziales vom 9. April 1990 betreffend die Festset-
zung des Zuschlages zum Lohn für den Sachbereich
der Urlaubsregelung sowie der Anwartschaft auf die
Zuschlagswerte nach dem Bauarbeiter-Urlaubs-
und Abfertigungsgesetz, BGBl. Nr. 215/1990, und
die Verordnung des Bundesministers für Arbeit und
Soziales betreffend die Festsetzung des Zuschlages
zum Lohn für den Sachbereich der Abfertigungsre-
gelung nach dem Bauarbeiter-Urlaubs- und Abferti-
gungsgesetz, BGBl. Nr. 667/1991, außer Kraft. Sie
sind jedoch für die Berechnung, Vorschreibung und
Eintreibung von Zuschlägen für Anwartschaftswo-
chen bzw. Kalenderwochen (Beschäftigungswo-
chen), die in das Jahr 1992 sowie in den Zeitraum
vom 1. Jänner 1993 bis 3. Jänner 1993: fallen,
weiterhin anzuwenden.

Hesoun

800. Verordnung des Bundesministers für
Arbeit und Soziales über die Feststellung der

Höhe der Kleinrenten im Jahre 1993

Auf Grund des § 1 Abs. 3 und 4 des Bundesgeset-
zes vom 12. Mai 1955, BGBl. Nr. 90, betreffend
Abänderung und Ergänzung des, Kleinrentnergeset-
zes, zuletzt geändert durch Bundesgesetz BGBl.
Nr. 482/1985, wird die Höhe der Kleinrenten für
das Jahr 1993 wie folgt festgestellt:

Hesoun

8 0 1 . Verordnung des Bundesministers für
Arbeit und Soziales über die Feststellung der
Aufwertungsfaktoren, der Mindest- und
Höchstbemessungsgrundlage und die Renten-
anpassung in der Heeresversorgung für das

Kalenderjahr 1993

Auf Grund des § 24 c und des § 46 b Abs. 1 und 7
des Heeresversorgungsgesetzes, BGBl.
Nr. 27/1964, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 336/1965 und 483/1985 wird verordnet:

Artikel I

Für das Kalenderjahr 1993 werden festgestellt:

1. Die Aufwertungsfaktoren nach § 24 a des
Heeresversorgungsgesetzes
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2. die Mindest- und Höchstbemessungsgrundlage
nach § 24 b des Heeresversorgungsgesetzes mit
6 672 S und 27 670 S.

Artikel II

Der im Bereich des Allgemeinen Sozialversiche-
rungsgesetzes mit Verordnung BGBl. Nr. 786/1992
für das Kalenderjahr 1993 mit 1,040 festgesetzte
Anpassungsfaktor ist in diesem Ausmaß für das
Kalenderjahr 1993 auch im Bereich des Heeresver-
sorgungsgesetzes verbindlich.

Artikel III

Die Beträge, die für das Kalenderjahr 1993 an die
Stelle der im Heeresversorgungsgesetz genannten
Beträge treten, werden unter Zugrundelegung der
in der Verordnung BGBl. Nr. 67/1992 angeführten
Beträge wie folgt festgestellt:

Im § 53 Abs. 2 statt 424 S mit 441 S und statt 82 S
mit 85 S.

Hesoun
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